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79. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
26. Jänner 1988 betreffend den Geltungsbe-
reich des Europäischen Übereinkommens über

Staatenimmunität

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat das Vereinigte Königreich mit einem
am 27. November 1987 erhaltenen Schreiben den
Geltungsbereich des Europäischen Übereinkom-
mens über Staatenimmunität (BGBl. Nr. 432/1976,
letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 28/1987) nach Art. 38 Abs. 2 des Übereinkom-
mens auf Guernsey, Jersey und die Insel Man
erstreckt. Das Vereinigte Königreich hat aus die-
sem Anlaß folgende Erklärungen abgegeben:

,,a) Die seinerzeitigen Erklärungen nach Art. 24
Abs. 1 und Art. 19 Abs. 2 des Übereinkom-
mens sind in gleicher Weise auch hinsichtlich
Guernsey, Jersey und die Insel Man anzu-
wenden (vgl. die Buchstaben a und b der sei-
nerzeitigen Erklärung). *)

b) Das Vereinigte Königreich bezeichnet hiemit
nach Art. 21 Abs. 4 des Übereinkommens als
zuständige Gerichte:
In Guernsey:
für die Insel Guernsey — den Royal Court of
Guernsey;
für die Insel Alderney — den Court of Alder-
ney;
für die Insel Sark — den Court of the Sene-
schal;
in Jersey: den Royal Court of Jersey;
für die Insel Man: den High Court of Justice
of the Isle of Man.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 22/1980

Die Feststellung nach Art. 21 Abs. 1, ob eine Ent-
scheidung zu erfüllen ist, kann aber auch von ande-
ren Zivilgerichten im Rahmen deren allgemeiner
Zuständigkeit getroffen werden."

Vranitzky

80. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
26. Jänner 1988 betreffend den Geltungsbe-
reich des Übereinkommens zur Befreiung aus-
ländischer öffentlicher Urkunden von der

Beglaubigung

Nach Mitteilung der Niederländischen Regie-
rung hat Argentinien am 8. Mai 1987 seine Bei-
trittsurkunde zum Übereinkommen zur Befreiung
ausländischer öffentlicher Urkunden von der
Beglaubigung (BGBl. Nr. 27/1968, letzte Kundma-
chung des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 559/1987)
hinterlegt.

Das Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 12
Abs. 3 für Argentinien mit 18. Feber 1988 in Kraft.

Argentinien hat nachstehende Behörde notifi-
ziert, die zur Ausstellung der Apostille gemäß
Art. 3 Abs. 1 des Übereinkommens zuständig ist:

Ministerio de Relaciones Exteriores y Culto,
Reconquista 1088
1003 Buenos Aires

(Übersetzung)

Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
und Kultus,
Reconquista 1088
1003 Buenos Aires.

Vranitzky

38 54



714 27. Stück — Ausgegeben am 5. Feber 1988 — Nr. 81 und 82

8 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
26. Jänner 1988 betreffend den Geltungsbe-
reich des Europäischen Übereinkommens über
die Überwachung bedingt verurteilter oder

bedingt entlassener Personen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates haben die Niederlande am 30. September
1987 ihre Annahmeurkunde zum Europäischen
Übereinkommen über die Überwachung bedingt
verurteilter oder bedingt entlassener Personen
(BGBl. Nr. 248/1980) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Annahmeur-
kunde haben die Niederlande nachstehende Vorbe-
halte erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

„Das Königreich der Niederlande nimmt das
gegenständliche Übereinkommen samt Anhang für
das Königreich in Europa an; die dergestalt ange-
nommenen Bestimmungen werden nach Maßgabe
der folgenden Vorbehalte gemäß Artikel 38
Absatz 1 des Übereinkommens durchgeführt wer-
den:

a) Das Königreich der Niederlande erklärt in
Hinblick auf Artikel 7 des Übereinkommens, daß
die gesamte Urteilsvollstreckung nicht bewilligt
werden wird, wenn die von der Entscheidung
betroffene Person wegen derselben Handlung
bereits rechtskräftig durch die zuständigen Behör-
den eines dritten Staates verurteilt wurde und der
Rechtsbrecher im Falle der Verurteilung für diese
Handlung die Strafe verbüßt, sie bereits verbüßt
hat, oder ihm die Strafe erlassen wurde.

b) Das Königreich der Niederlande nimmt die
Bestimmungen des Titels III des Übereinkommens
nicht an.

c) Auf Grund der besonderen Regelung zwi-
schen den Beneluxstaaten nimmt das Königreich
der Niederlande die Bestimmungen des Artikels 37
Absatz 2 nicht an."

Erklärungen:

„1. Zu Artikel 7 Absatz 2 lit. c des Überein-
kommens: Die Bestimmungen des Titels II und des
Titels IV des Übereinkommens werden nicht auf
Abwesenheitsurteile angewendet werden.

2. Zu Artikel 29 Absatz 2 des Übereinkom-
mens: Das Königreich der Niederlande verlangt
eine Übersetzung in die niederländische, französi-
sche, englische oder deutsche Sprache von solchen
Dokumenten, die nicht in einer dieser vier Spra-
chen abgefaßt sind."

Vranitzky

82. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
26. Jänner 1988 betreffend den Geltungsbe-
reich des Europäischen Übereinkommens über
die internationale Geltung von Strafurteilen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates haben die Niederlande am 30. September
1987 ihre Annahmeurkunde zum Europäischen
Übereinkommen über die internationale Geltung
von Strafurteilen (BGBl. Nr. 249/1980) hinterlegt.

Die Niederlande haben anläßlich der Hinterle-
gung der Annahmeurkunde folgende Vorbehalte
erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

„Das Übereinkommen samt Anlagen wird für
das Königreich in Europa angenommen. Seine
Bestimmungen werden mit den folgenden gemäß
Art. 61 Abs. 1 erklärten Vorbehalten zur Anwen-
dung gelangen:

a) Das Königreich der Niederlande erklärt, sich
das Recht vorzubehalten, die Vollstreckung
von Strafverfügungen oder Abwesenheitsur-
teilen abzulehnen, die die Behörden des ersu-
chenden Staates zu einem Zeitpunkt erlassen
haben, in dem das Verfolgungsrecht wegen
der der Strafverfügung oder dem Abwesen-
heitsurteil zugrunde liegenden strafbaren
Handlung nach niederländischem Strafrecht
infolge Verjährung ausgeschlossen ist.

b) Das Königreich der Niederlande nimmt nur
den Abschnitt 1 des Titels III an."

Erklärungen zur Annahmeurkunde:

„1. Zu den Art. 37 und 41 des Übereinkommens:

Die niederländische Regierung geht nicht davon
aus, daß es Zweck dieser Bestimmungen ist, einer
im Ausland verurteilten Person umfangreichere
Rechtsmittelbefugnisse zuzugestehen, als nach nie-
derländischem Recht jenen Personen, die in den
Niederlanden strafrechtlich verfolgt und in erster
Instanz verurteilt werden.

2. Zu Art. 45 Abs. 1 des Übereinkommens:

Geldstrafen, Geldbußen oder die Einziehung
eines Geldbetrages, die in einer Währung verhängt
wurden, deren Wechselkurs zum holländischen
Gulden nicht täglich an der Amsterdamer Devisen-
börse notiert, werden in Sonderziehungsrechten
der betreffenden Währung am letzten Werktag
desjenigen Monats ausgedrückt werden, in dem der
ersuchende Staat die Vollstreckung der Sanktion
verfügt hat.

3. Zu Art. 19 Abs. 2 des Übereinkommens:

Dokumente, die dem Königreich der Nieder-
lande übermittelt werden und die nicht in der nie-
derländischen, französischen, englischen oder deut-
schen Sprache abgefaßt sind, sind mit einer Über-
setzung in eine der vier genannten Sprachen zu ver-
sehen.
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4. Zu Art. 64 Abs. 4 des Übereinkommens:

Mit Inkrafttreten des in Brüssel am 26. Septem-
ber 1968 zwischen dem Königreich der Nieder-
lande, dem Königreich Belgien und dem Großher-
zogtum Luxemburg abgeschlossenen Übereinkom-
mens über die Vollstreckung von Strafurteilen wird

dieses Übereinkommen die Anwendung des vorlie-
genden Europäischen Übereinkommens im Ver-
hältnis zwischen dem Königreich der Niederlande,
dem Königreich Belgien und dem Großherzogtum
Luxemburg ausschließen."

Vranitzky

83.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anhang wird genehmigt.
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(ÜBERSETZUNG)

PROTOKOLL (1986) ZUR ÄNDERUNG DES ANHANGES ZUM ÜBEREINKOMMEN ÜBER
DEN HANDEL MIT ZIVILLUFTFAHRZEUGEN

Die Unterzeichner des Übereinkommens über den Handel mit Zivilluftfahrzeugen *) (im folgenden
„Übereinkommen" genannt),

HABEN Verhandlungen im Hinblick auf die Einführung des Internationalen Übereinkommens über
das Harmonisierte System zur Bezeichnung und Kodierung der Waren **) (im folgenden das „Harmoni-
sierte System" genannt) und die Transponierung des Anhanges zum Übereinkommen in das Harmoni-
sierte System und die Nomenklatur des Zollrates (Revised/neue Fassung) geführt und

SIND durch ihre Vertreter wie folgt übereinkommen:

1. Der diesem Protokoll beigefügte Anhang ersetzt mit Inkrafttreten entsprechend den Bestimmun-
gen von Absatz 3 den Anhang zum Übereinkommen wie er mit Beschluß vom 22. März 1984 des
Komitees für den Handel mit Zivilluftfahrzeugen und der Dritten Zertifizierung von Änderungen
und Berichtigungen vom 1. Jänner 1985 festgelegt worden war.

2. Das vorliegende Protokoll liegt für die Unterzeichner des Übereinkommens bis zum 31. Oktober
1987 oder bis zu einem späteren Zeitpunkt, der vom Komitee für den Handel mit Zivilluftfahrzeu-
gen festzusetzen ist, zur Annahme auf, die durch Unterzeichnung oder auf andere Weise erfolgen
kann.

3. Das vorliegende Protokoll tritt für jene Unterzeichner, die es angenommen haben, am 1. Jänner
1988 in Kraft oder mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Internationalen Übereinkommens
über das Harmonisierte System zur Bezeichnung und Kodierung der Waren, je nach dem, welcher
Zeitpunkt später liegt. Für jeden anderen Unterzeichner tritt es am Tage nach der Unterzeichnung
in Kraft.

4. Das vorliegende Protokoll wird beim Generaldirektor der VERTRAGSPARTEIEN des GATT
hinterlegt, der jeden Unterzeichner und jeder Vertragspartei umgehend eine beglaubigte Abschrift
desselben übermittelt und jede Annahme desselben nach Absatz 2 notifiziert.

5. Das vorliegende Protokoll wird nach Artikel 102 der Satzung der Vereinten Nationen registriert.

GESCHEHEN zu Genf am zweiten Dezember neunzehnhundertsechsundachtzig in einer einzigen
Ausfertigung in englischer, französischer und spanischer Sprache, wobei alle drei Fassungen in gleicher
Weise authentisch sind.

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 276/1980 in der Fassung BGBl. Nr. 523/1984
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 553/1987



27. Stück — Ausgegeben am 5. Feber 1988 — Nr. 83 739

ANHANG

Erfaßte Waren

1. Die erfaßten Waren werden durch Artikel 1 des Übereinkommens über den Handel mit Zivilluft-
fahrzeugen festgelegt.

2. Die Unterzeichner kommen überein, daß für die Waren, wie sie in der nachfolgenden Liste
beschrieben werden und für Zollzwecke in die angeführte Tarifnummer der Nomenklatur des Zollrates
(Revised/neue Fassung) oder in den daneben angegebenen Kode des Harmonisierten Systems einzureihen
sind, Zollfreiheit oder Zollbefreiung gewährt wird, wenn diese Waren beim Bau, bei der Instandsetzung,
bei der Instandhaltung, bei der Wiederherstellung, bei der Änderung oder beim Umbau von Zivilluftfahr-
zeugen oder Flugsimulatoren *) zur Verwendung oder zum Einbau bestimmt sind.

3. Dazu gehören nicht:
unvollständige oder unfertige Waren, es sei denn, daß sie die wesentlichen Merkmale eines voll-
ständigen oder fertigen Teiles, Einzelteiles, Ausrüstungsgegenstandes oder einer Baugruppe für
Zivilluftfahrzeuge oder Flugsimulatoren *) aufweisen (zB eine Ware, die eine Seriennummer eines
Zivilluftfahrzeugherstellers trägt),
Materialien in beliebiger Form (zB Bleche, Platten, Profile, Bänder, Stäbe, Rohre und andere
Formteile), es sei denn, daß sie in der für den Einbau in Zivilluftfahrzeugen oder Flugsimulato-
ren *) benötigten Größe oder Form zugeschnitten und/oder geformt sind (zB eine Ware, die eine
Seriennummer eines Zivilluftfahrzeugherstellers trägt),
Rohstoffe und Verbrauchsgüter.

4. Für Zwecke dieses Anhanges bedeutet der Hinweis „aus", daß die angeführte Warenbezeichnung
nicht alle Waren der nachfolgend angeführten Nummer der Nomenklatur des Zollrates (Revised) oder des
Kodes des Harmonisierten Systems umfaßt.

*) Für Zwecke des Artikels 1.1 dieses Übereinkommens gelten als „Flugsimulatoren" solche Flugsimulatoren, wie
sie unter 8805 20 des Harmonisierten Systems erfaßt werden.
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Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 30. Dezember 1987 beim Generaldirektor der Vertragsparteien des GATT hinterlegt.

Vranitzky


